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Antrags-Nr.: ANT-23/0184-20.0

Federführend: Finanzen

Verfasser: Fraktion CDU

Datum: 19.09.2023

Antrag

Beschlussverfolgung: ja/30.11.24

Betreff Aufkommensneutralität bei der Umsetzung der Grundsteuerreform
(eingebracht im Stadtrat am 19.09.2023)

Beratungsfolge

Ö/N Datum Gremium

 N 14.11.2023 Strategie- und Finanzausschuss

 Ö 12.12.2023 Stadtrat Pirna

Beschlussvorschlag: 

1. Der Stadtrat bekennt sich zum Ziel der Aufkommensneutralität bei der Umsetzung der 
Grundsteuerreform.

2. Sobald die Datenlage es zulässt, wird der Oberbürgermeister auf Grundlage der 
übermittelten Grundsteuermessbescheide durch das Finanzamt Pirna eine Hochrechnung 
der zu erwartenden Grundsteuer für 2025 mitteilen.

Begründung:

Die Umsetzung der Grundsteuerreform zum 01.01.2025 auf Grund des 
Bundesverfassungsgerichtsurteiles soll eine höhere Steuergerechtigkeit bringen. Damit wird es 
bei Grundeigentümern zu Abweichungen von der bisher zu zahlenden Grundsteuer kommen. 
Sowohl Erhöhungen als auch Senkungen der Grundsteuer werden bei unterstelltem gleichem 
Hebesatz die Folge sein. In der Begründung für das Sächsische Gesetz zur Umsetzung der 
Grundsteuerreform ist die Aufkommensneutralität im jeweiligen Gemeindegebiet explizit 
festgehalten. Insofern ist es für den Stadtrat wichtig, sich rechtzeitig vor der nächsten 
Haushaltsdiskussion über die Auswirkungen der Grundsteuerreform auf kommunaler Ebene zu 
informieren, bei gleichzeitiger Information der Bürgerinnen und Bürger zur Zielstellung und 
Verfahrensweise durch die Stadtverwaltung.
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Stellungnahme der Verwaltung vom 12.10.2023
 

Die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag stattzugeben.

Die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag nicht stattzugeben.

Die Verwaltung empfiehlt, diesem Antrag mit Modifizierungen stattzugeben.

Die Verwaltung gibt keine/folgende Stellungnahme ab.

Begründung:

Zu 1.: Bei der Umsetzung der Grundsteuerreform wird das Ziel der Aufkommensneutralität für 
die Kommune bei der Ermittlung des Hebesatzes anerkannt. 

Die angestrebte Aufkommensneutralität bezieht sich nur auf das gesamte Grundsteuerauf-
kommen in der jeweiligen Kommune. Belastungsverschiebungen zwischen den einzelnen 
Steuerpflichtigen lassen sich aufgrund von Wertveränderungen bei den Grundstücken nicht 
vermeiden. Das heißt, es wird Grundstücke geben, für die ab 2025 mehr Grundsteuer als bisher 
und Grundstücke, für die weniger Grundsteuer als bisher zu zahlen sein wird. Das ist die unaus-
weichliche Folge der vom Bundesverfassungsgericht geforderten Neuregelung und lässt sich 
angesichts der aktuellen Ungerechtigkeiten aufgrund der großen Bewertungsunterschiede durch 
das Abstellen auf veraltete Werte nicht vermeiden.

Da im Ergebnis der Grundsteuer B auch Grundsteuerbeträge für rückwirkende Veranlagungs-
jahre enthalten sind, aktuell ca. 33 TEUR, wird zur Berechnung der um vergangene Veran-
lagungsjahre bereinigte Ertrag herangezogen.

Die Ermittlung des ab dem Jahr 2025 geltenden Hebesatzes erfolgt anhand einer Vergleichs-
berechnung, nach welcher die Summe der Grundsteuer für das Veranlagungsjahr mit den alten 
Messbeträgen und neuen Messbeträgen errechnet wird.

Die Verwaltung weist darauf hin, dass eine Hebesatzberechnung mit dem Ziel der Aufkommens-
neutralität jedoch nicht ausschließt, dass im Zuge der Haushaltsplanung 2025/2026 zur Erzielung 
von Erträgen eine Erhöhung der Grundsteuer erforderlich werden kann. 

Zu 2.:
Sachstand aktuelles Recht: 
In der Grundsteuer A ist Steuergegenstand das land- und forstwirtschaftliche Vermögen. 
Steuerschuldner ist hier der Pächter. Nur ohne Pächter ist der Eigentümer selbst 
Steuerpflichtiger. Die Zahl der aktuell Steuerpflichtigen beträgt ca. 550. 

Unter der Grundsteuer B erfolgt die Besteuerung aller bebauten, unbebauten Grundstücke oder 
Gebäuden auf fremden Grund und Boden (z. B. Grund und Boden, Gebäude, Wohnungs-
eigentum) mit aktuell ca. 19.000 Steuerpflichtigen.

Entwicklung:
Durch die Reform der Grundsteuer werden in Zukunft zwei grundlegende Änderungen eintreten. 

In der Grundsteuer A ist künftig immer, unabhängig von einem möglichen Pachtverhältnis, der 
Eigentümer selbst grundsteuerpflichtig. Daher ist hier von einer erhöhten Anzahl 
Steuerpflichtiger auszugehen. Da jedoch bisher nur eine sehr geringe Anzahl an 
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Messbetragsmitteilungen des Finanzamtes hierfür vorliegen, kann noch keine Aussage über die 
Anzahl der Steuerpflichtigen bzw. die Entwicklung der Messbeträge getroffen werden.

Eine wesentliche Veränderung in der Grundsteuer B ist der Wegfall der Besteuerung von 
Gebäuden auf fremdem Grund und Boden. D. h., alle Garagen, Lauben und Ähnliches, welche auf 
fremden Grund und Boden stehen, werden ab dem 01.01.2025 nicht mehr separat besteuert. 
Diese Gebäude sind dann im jeweiligen Steuerbescheid des Eigentümers des Grund und Bodens 
enthalten. Das wird zu einer Reduzierung der Steuerpflichtigen um ca. 5.000 führen.

Wie in der Anfrage ANF-23/0560-20.0 ausgeführt, benötigt die Stadt Pirna die Software-
voraussetzungen (Schnittstellenprogrammierung durch Anbieter des Haushaltprogramms) für 
die Verarbeitung der neuen Grundsteuermessbeträge, da diese nur noch elektronisch an die 
Kommunen übermittelt werden. Diese Schnittstelle wurde nunmehr eingerichtet und es kann 
mit der Bearbeitung der aktuell vorliegenden ca. 12.800 Datensätzen für Objekte im Stadtgebiet 
Pirna begonnen werden. Erst nach Einarbeitung aller anfallenden Datensätze kann festgestellt 
werden, ob für eine Vielzahl der Steuerobjekte die neuen Messbeträge vorliegen. 

Ergebnis:
Für die Hebesatzberechnung ist aus unserer Sicht erforderlich, dass mindestens 95% der 
Messbeträge übermittelt sind. 

Unabhängig davon bestehen aus Sicht der Verwaltung zwei weitere Hürden. 
Zum einen ist nicht bekannt, wann und in welcher Form die Schätzungen der Messbeträge für 
jene erfolgen, welche ihrer Erklärungspflicht nicht nachgekommen sind. Genauer gesagt, diese 
Objekte könnten zur Hochrechnung des Hebesatzes fehlen.

Des Weiteren ist bekannt, dass eine Vielzahl der Steuerzahler gegen die Grundsteuerwert- und 
Messbescheide des Finanzamtes Einspruch eingereicht haben. Hier kann keine Aussage 
getroffen werden, wann und in welcher Form mit den Entscheidungen über die Einsprüche 
gerechnet wird. Gewissermaßen besteht die Möglichkeit, dass eine Vielzahl von 
Grundsteuerwerten und Messbeträgen im Zuge der Einspruchsbearbeitung angepasst werden 
und dies ggf. dazu führt, dass die Hebesatzberechnung zur Aufkommensneutralität angepasst 
werden muss. 

Auf Grund der bisherigen Grundsteuermessbeträge darf ab dem 01.01.2025 keine 
Grundsteuererhebung mehr erfolgen. D. h., zur Erzielung der Grundsteuererträge und zur 
Wahrung der Regelfälligkeit (1. Fälligkeit 15.02.2025) ist der Versand der neuen 
Grundsteuerbescheide bis zum 10.01.2025 notwendig. 

Dies erfordert jedoch weiterhin den personellen Mehrbedarf zur Erfassung aller neuen Daten, 
den Beschluss der ab 2025 geltenden Hebesätze im IV. Quartal 2024 und der Versand aller 
neuen Grundsteuerbescheide. Es wird daher ausdrücklich empfohlen, im Jahr 2024 losgelöst 
vom Haushalt im Rahmen einer Hebesatzsatzung über die Hebesätze im Jahr 2025 zu beraten 
und zu entscheiden.

Birgit Erler
Stadtkämmerin

https://ssl.ratsinfo-online.net/pirna-bi/vo020.asp?VOLFDNR=10552

